
Schwangerschaftsanzeige nach
§§ 5 und 19 Mutterschutzgesetz
(MuSchG)

Name, Vorname und Geburtsname der Schwangeren Geburtsdatum
                    
Straße, Hausnummer, Postleitzahl, Wohnort
          
Beschäftigt seit bis Bei Kündigung: gekündigt durch Beschäftigt als (Berufsbezeichnung)
                                        
Krankenversicherungsschutz seit dem bei (Name der Krankenkasse)

 besteht nicht  besteht                     
Schwangerschaft besteht nach Mutmaßlicher Tag der Entbindung

 eigener  ärztlicher Bescheinigung  Bescheinigung der Hebamme           
Die Tätigkeit besteht aus folgenden Arbeiten
          

Tägliche Arbeitszeit (außer Samstag)
von

            Uhr
bis

           Uhr            Std.

abzüglich Pause(n)
von

            Uhr
bis

           Uhr
von

            Uhr
bis

           Uhr
1)            Std.
2)            Std.

Die reine Arbeitszeit beträgt            Std.

Arbeitszeit an Samstagen
von

            Uhr
bis

           Uhr            Std.

abzüglich Pause(n)
von

            Uhr
bis

           Uhr
von

            Uhr
bis

           Uhr
1)            Std.
2)            Std.

Die reine Arbeitszeit beträgt            Std.
Die Schwangere  wird nicht  wird
mit schweren körperlichen Arbeiten im Sinne des § 4 MuSchG beschäftigt. Wenn ja, mit welchen?
          

Die Schwangere  wird nicht  wird
mit Arbeiten beschäftigt, bei denen sie schädlichen Einwirkungen von gesundheitsgefährdenden Stoffen oder
Strahlen, von Staub, Gasen oder Dämpfen, von Hitze, Kälte oder Nässe, von Erschütterungen oder Lärm
ausgesetzt ist.

Die Schwangere  wird nicht  wird
mit Akkordarbeit oder sonstigen Arbeiten, bei denen durch ein gesteigertes Arbeitstempo ein höheres Entgelt
erzielt werden kann, beschäftigt.

Die Schwangere  wird nicht  wird
mit Fließarbeit mit vorgeschriebenem Arbeitstempo beschäftigt.

Bei der Gestaltung des Arbeitsplatzes ist § 2 MuSchG beachtet.
Der Betriebsrat/Personalrat wurde von dem Bestehen
der Schwangerschaft am                          unterrichtet.

Stempel und Unterschrift des Arbeitgebers



Auszug aus dem Mutterschutzgesetz

§ 2 Gestaltung des Arbeitsplatzes
(1) Wer eine werdende oder stillende Mutter beschäftigt, hat bei der
Einrichtung und der Unterhaltung des Arbeitsplatzes einschließlich der
Maschinen, Werkzeuge und Geräte und bei der Regelung der
Beschäftigung die erforderlichen Vorkehrungen und Maßnahmen zum
Schutze von Leben und Gesundheit der werdenden oder stillenden
Mutter zu treffen.
(2) Wer eine werdende oder stillende Mutter mit Arbeiten beschäftigt,
bei denen sie ständig stehen oder gehen muss, hat für sie eine
Sitzgelegenheit zum kurzen Ausruhen bereitzustellen.
(3) Wer eine werdende oder stillende Mutter mit Arbeiten beschäftigt,
bei denen sie ständig sitzen muss, hat Ihr Gelegenheit zu kurzen
Unterbrechungen ihrer Arbeit zu geben.
(4) Die Bundesregierung wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung mit
Zustimmung des Bundesrates

1. den Arbeitgeber zu verpflichten, zur Vermeidung von Gesund-
heitsgefährdungen der werdenden oder stillenden Mütter oder
ihrer Kinder Liegeräume für diese Frauen einzurichten und
sonstige Maßnahmen zur Durchführung des in Absatz 1
enthaltenen Grundsatzes zu treffen,

2. nähere Einzelheiten zu regeln wegen der Verpflichtung des
Arbeitgebers zur Beurteilung einer Gefährdung für die werdenden
oder stillenden Mütter, zur Durchführung der notwendigen
Schutzmaßnahmen und zur Unterrichtung der betroffenen
Arbeitnehmerinnen nach Maßgabe der insoweit umzusetzenden
Artikel 4 bis 6 der Richtlinie 92/85/EWG des Rates vom 19.
Oktober 1992 über die Durchführung von Maßnahmen zur
Verbesserung der Sicherheit und des Gesundheitsschutzes von
schwangeren Arbeitnehmerinnen, Wöchnerinnen und stillenden
Arbeitnehmerinnen am Arbeitsplatz (ABI.  EG Nr.  L 348 S.1).

 
(5) Unabhängig von den aufgrund des Absatzes 4 erlassenen
Vorschriften kann die Aufsichtsbehörde in Einzelfällen anordnen,
welche Vorkehrungen und Maßnahmen zur Durchführung des
Absatzes 1 zu treffen sind.

§ 3 Beschäftigungsverbote für werdende Mütter
(1) Werdende Mütter dürfen nicht beschäftigt werden, soweit nach
ärztlichem Zeugnis Leben oder Gesundheit von Mutter oder Kind bei
Fortdauer der Beschäftigung gefährdet ist.
(2) Werdende Mütter dürfen in den letzten 6 Wochen vor der
Entbindung nicht beschäftigt werden, es sei denn, dass sie sich zur
Arbeitsleistung ausdrücklich bereit erklären; die Erklärung kann
jederzeit widerrufen werden.

§ 4 Weitere Beschäftigungsverbote
(1) Werdende Mütter dürfen nicht mit schweren körperlichen Arbeiten
und nicht mit Arbeiten beschäftigt werden, bei denen sie schädlichen
Einwirkungen von gesundheitsgefährdenden Stoffen oder Strahlen,
von Staub, Gasen oder Dämpfen, von Hitze, Kälte oder Nässe, von
Erschütterungen oder Lärm ausgesetzt sind.
(2) Werdende Mütter dürfen insbesondere nicht beschäftigt werden
 
1. mit Arbeiten, bei denen regelmäßig Lasten von mehr als 5 kg

Gewicht oder gelegentlich Lasten von mehr als 10 kg Gewicht
ohne mechanische Hilfsmittel von Hand gehoben, bewegt oder
befördert werden. Sollen größere Lasten mit mechanischen
Hilfsmitteln von Hand gehoben, bewegt oder befördert werden, so
darf die körperliche Beanspruchung der werdenden Mutter nicht
größer sein als bei Arbeiten nach Satz 1,

2. nach Ablauf des 5. Monats der Schwangerschaft mit Arbeiten, bei
denen sie ständig stehen müssen, soweit diese Beschäftigung
täglich 4 Stunden überschreitet,

3. mit Arbeiten, bei denen sie sich häufig erheblich strecken oder
beugen oder bei denen sie dauernd hocken oder sich gebückt
halten müssen,

4. mit der Bedienung von Geräten und Maschinen aller Art mit hoher
Fußbeanspruchung, insbesondere von solchen mit Fußantrieb,

5. mit dem Schälen von Holz,

6. mit Arbeiten, bei denen sie infolge ihrer Schwangerschaft in
besonderem Maße der Gefahr, an einer Berufskrankheit zu
erkranken, ausgesetzt sind oder bei denen durch das Risiko der
Entstehung einer Berufskrankheit eine erhöhte Gefährdung für die
werdende Mutter oder eine Gefahr für die Leibesfrucht besteht,

7. nach Ablauf des 3. Monats der Schwangerschaft auf
Beförderungsmitteln,

8. mit Arbeiten, bei denen sie erhöhten Unfallgefahren, insbesondere
der Gefahr auszugleiten, zu fallen oder abzustürzen, ausgesetzt
sind.

(3)  Die Beschäftigung von werdenden Müttern mit

1. Akkordarbeit und sonstigen Arbeiten, bei denen durch ein
gesteigertes Arbeitstempo ein höheres Entgelt erzielt werden
kann,

2. Fließarbeit mit vorgeschriebenem Arbeitstempo ist verboten.  Die
Aufsichtsbehörde kann Ausnahmen bewilligen, wenn die Art der
Arbeit und das Arbeitstempo eine Beeinträchtigung der
Gesundheit von Mutter oder Kind nicht befürchten lassen.  Die
Aufsichtsbehörde kann die Beschäftigung für alle werdenden
Mütter eines Betriebes oder einer Betriebsabteilung bewilligen,
wenn die Voraussetzungen des Satzes 2 für alle im Betrieb oder in
der Betriebsabteilung beschäftigten Frauen gegeben sind.

(4) Die Bundesregierung wird ermächtigt, zur Vermeidung von
Gesundheitsgefährdungen der werdenden oder stillenden Mütter und
ihrer Kinder durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des
Bundesrates

1. Arbeiten zu bestimmen, die unter die Beschäftigungsverbote der
Absätze 1 und 2 fallen,

2. weitere Beschäftigungsverbote für werdende und stillende Mütter
vor und nach der Entbindung zu erlassen.

(5) Die Aufsichtsbehörde kann in Einzelfällen bestimmen, ob eine
Arbeit unter die Beschäftigungsverbote der Absätze 1 bis 3 oder einer
von der Bundesregierung gemäß Absatz 4 erlassenen Verordnung
fällt. Sie kann in Einzelfällen die Beschäftigung mit bestimmten
anderen Arbeiten verbieten.

§ 5 Mitteilungspflicht, ärztliches Zeugnis
(1) Werdende Mütter sollen dem Arbeitgeber ihre Schwangerschaft
und den mutmaßlichen Tag der Entbindung mitteilen, sobald ihnen ihr
Zustand bekannt ist.  Auf Verlangen des Arbeitgebers sollen sie das
Zeugnis eines Arztes oder einer Hebamme vorlegen.  Der Arbeitgeber
hat die Aufsichtsbehörde unverzüglich von der Mitteilung der
werdenden Mutter zu benachrichtigen. Er darf die Mitteilung der
werdenden Mutter Dritten nicht unbefugt bekanntgeben.
(2) Für die Besprechung der in § 3 Abs.2 bezeichneten Zeiträume vor
der Entbindung ist das Zeugnis eines Arztes oder einer Hebamme
maßgebend; das Zeugnis soll den mutmaßlichen Tag der Entbindung
angeben.  Irrt sich der Arzt oder die Hebamme über den Zeitpunkt der
Entbindung, so verkürzt oder verlängert sich diese Frist entsprechend.
(3) Die Kosten für die Zeugnisse nach den Absätzen 1 und 2 trägt der
Arbeitgeber.

§ 19 Auskunft
(1) Der Arbeitgeber ist verpflichtet, der Aufsichtsbehörde auf
Verlangen

1. die zur Erfüllung der Aufgaben dieser Behörde erforderlichen
Angaben wahrheitsgemäß und vollständig zu machen,

2. die Unterlagen, aus denen Namen, Beschäftigungsart und -zeiten
der werdenden und stillenden Mütter sowie Lohn- und
Gehaltszahlungen ersichtlich sind, und alle sonstigen Unterlagen,
die sich auf die zu Nummer 1 zu machenden Angaben beziehen,
zur Einsicht vorzulegen oder einzusenden.

(2) Die Unterlagen sind mindestens bis zum Ablauf von 2 Jahren
nach der letzten Eintragung aufzubewahren.
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